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3. Besondere Prüfungsfälle 
 

3.1 Besondere Prüfungsfälle gemäß Medienstaatsvertrag 
 
Der LRH kommt mit diesem Beitrag seiner Berichtspflicht nach § 37 Satz 3 
des Medienstaatsvertrags nach. Danach wird das Ergebnis der Prüfung  
einer Landesrundfunkanstalt, des ZDF oder des Deutschlandradios ein
schließlich deren Beteiligungsunternehmen durch den zuständigen Rech
nungshof in Form eines abschließenden Berichts mitgeteilt und veröffent
licht. Der Medienstaatsvertrag ersetzt ab 2020 den bisherigen 
Rundfunkstaatsvertrag.  
 
Der Rechnungshof Rheinland-Pfalz hat die Haushalts- und Wirtschaftsfüh
rung der vom Südwestrundfunk federführend betreuten Gemeinschaftsein
richtung der Landesrundfunkanstalten ARD.de in den Jahren 2010 bis 
2018 geprüft. Seinen abschließenden Bericht hat der Rechnungshof 
Rheinland-Pfalz 2020 veröffentlicht. Dieser Bericht ist im Internet abruf
bar.1 
 

3.2 Steuerung der Eingliederungshilfe gemäß SGB IX 
 
Das 2020 in Kraft getretene Bundesteilhabegesetz (BTHG) hat die Steue
rungsfunktion des Landes, der kreisfreien Städte und der Kreise als Träger 
der Eingliederungshilfe deutlich gestärkt. Sie haben die Verpflichtung, den 
angestrebten Paradigmenwechsel von der Angebots- zur Personenzentrie
rung voranzutreiben. Wenn die unterstützenden Leistungen für die Men
schen mit Behinderungen konsequent an ihrem individuellen Bedarf und 
ihrem Willen zur Selbstbestimmung ausgerichtet werden und nicht an den 
Interessen der Einrichtung, kann dadurch der Anstieg der Ausgaben in der 
Eingliederungshilfe gebremst werden. 
 
Zielsetzung: Den Ausgabenanstieg zumindest abbremsen 
 
Das Land und die Kommunen finanzieren die Eingliederungshilfe mit jähr
lich 817,7 Mio. €; davon trägt das Land gut 700 Mio. €. Es handelt sich um 
eine der größten Ausgabepositionen des Landes. Die Ausgabendynamik 
ist seit Jahren ungebremst. 
 

                                                      
1  https://rechnungshof.rlp.de/fileadmin/rechnungshof/Rundfunk-

_und_Fraktionspruefungen/Abschliessender_Bericht_14a_ARD.de_-_final.pdf. 
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Abbildung 1: Netto-Ausgaben der Eingliederungshilfe 

Quelle: LRH, 
Daten 2010 bis 2019: con_sens, Consulting für Steuerung und soziale Entwicklung GmbH, 
Hamburg; Benchmarking Eingliederungshilfe Schleswig-Holstein; Kennzahlenvergleich 2019, 
Daten 2020: abgeleitet aus Planzahlen des Sozialministeriums, einschließlich Kosten der Un
terkunft gemäß SGB XII. 

 
Es ist erforderlich, dass die Steuerungsmöglichkeiten wahrgenommen 
werden, um den Ausgabenanstieg zumindest abzuschwächen. Das ist 
auch Intention des BTHG. Der LRH hat die Steuerung der Eingliederungs
hilfe bereits im Hinblick auf einzelne Leistungs- und Vergütungsvereinba
rungen betrachtet.1 In einer laufenden Prüfung wird untersucht, ob das Mi
nisterium für Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren 
(Sozialministerium) seine Steuerungsmöglichkeiten ausreichend wahr
nimmt. 
 
Die Problematik 
 
Schleswig-Holstein hat im Bundesvergleich viel mehr Leistungsberechtigte 
pro 1.000 Einwohner als die meisten anderen Bundesländer (Falldichte). 
In den Bemerkungen 2020 hat der LRH das Sozialministerium aufgefor
dert, die Gründe näher zu untersuchen.2 Bisher haben das Land und die 
Kommunen lediglich Vermutungen geäußert, die nicht durch Fakten ge
stützt werden. Um die Dimension zu verdeutlichen: Schleswig-Holstein hat 
4.400 mehr Leistungsberechtigte als der bundesweite Durchschnitt. Läge 
die Falldichte im bundesweiten Durchschnitt, würden bei Land und Kom
munen 100 Mio. € jährlich weniger anfallen. 
 

                                                      
1  Vgl. Bemerkungen 2019 des LRH, Nr. 28 und Bemerkungen 2020 des LRH, Nr. 27. 
2  Vgl. Bemerkungen 2020 des LRH, Nr. 26. 
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Es geht nicht darum, bedarfsgerechte Leistungen für Menschen mit Be
hinderungen zu unterlassen. Es sollen die faktenbasierten Gründe ermittelt 
und deren Beeinflussbarkeit geprüft werden. Kann möglicherweise durch 
andere Förderangebote (z. B. aus der Pflegeversicherung) die Zahl der 
Leistungsberechtigten in der Eingliederungshilfe gesenkt werden? Hängt 
die hohe Falldichte mit dem umfangreichen Angebot stationärer Plätze in 
Schleswig-Holstein zusammen? 
 
Das Land hat den Kreisen und kreisfreien Städten die Eingliederungshilfe 
als pflichtige Selbstverwaltungsaufgabe zur eigenverantwortlichen Aufga
benwahrnehmung übertragen. Es trägt aber weiterhin den Großteil der 
Ausgaben (ca. 85 %1). 
 
Landesrahmenvertrag: Wesentliches bleibt offen 
 
Der Landesrahmenvertrag gemäß § 131 SGB IX ist ein wichtiges Steue-
rungsinstrument in der Eingliederungshilfe. Hier werden die Weichen 
gestellt für die Qualität der Leistungen und deren Kosten. Wesentliche 
Eckpunkte wurden bisher ausgeklammert, da sich die Vertragsparteien 
nicht einigen konnten. Die Inhalte und Kriterien für die Ermittlung und 
Zusammensetzung der Leistungspauschalen, Personalrichtwerte zur 
Festlegung der personellen Ausstattung und Maßstäbe für vergleichbare 
Bedarfe sind ungeregelt; die Konflikte werden auf die einzelvertragliche 
Ebene verschoben und gehen damit oftmals zulasten der Kostenträger 
und der Menschen mit Behinderungen. Gleiche Leistungsstandards sind 
so nicht umsetzbar. 
 
Ausblick: 
 
Die im BTHG geregelte Personenzentrierung und die verbesserten Steue
rungsmöglichkeiten sind umzusetzen. Mit den zwar befristeten aber auch 
verlängerbaren Überleitungsvereinbarungen wird die einrichtungsorien
tierte Förderung weitergeführt. Sie ist sobald wie möglich zu beenden und 
durch die vom BTHG gewollte personenzentrierte Förderung zu ersetzen. 
Eine „Verlängerung der Verlängerung“ von Überleitungsvereinbarungen ist 
unbedingt zu vermeiden. Der LRH wird die weiteren Einigungen beim Lan
desrahmenvertrag im Hinblick auf die gewollte Personenzentrierung sowie 
die Wirtschaftlichkeit für das Land und die Kommunen betrachten. 

  

                                                      
1  Gemäß § 9 Abs. 1 des Gesetzes zur Ausführung des Neunten Buches Sozialgesetzbuch 

(AG-SGB IX) vom 22.03.2018, GVOBl. Schl.-H. S. 94; zuletzt geändert durch Artikel 23 
des Gesetzes vom 08.05.2020, GVOBl. Schl.-H. S. 220 beträgt der Anteil des Landes 
82,5 %. Zusätzlich werden ab 2021 pauschal 1,8 % für freigehaltene Kita-Plätze finan
ziert (§ 9 Abs. 3) sowie 100 % der BTHG-bedingten Mehrbelastungen gemäß § 11. 
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3.3 Versorgungsfonds - Anlage und Verwaltung der Mittel und Erträge  
 
Die Ausgaben des Landes für die Versorgung seiner Beamten, Richter 
und sonstigen Amtsträger sind in den vergangenen 30 Jahren um rund ei
ne Milliarde Euro auf 1,4 Mrd. € in 2020 gestiegen. Sie machten 1990 
noch 6,8 % des Haushaltsvolumens aus; 2018 waren es bereits 10,3 %. 
Diese Entwicklung wird sich fortsetzen: Bis 2032 plant die Landesregie
rung mit einem Anstieg der Versorgungsausgaben auf 2,1 Mrd. €; Planun
gen über 2032 hinaus hat sie bislang nicht vorgelegt.  
 
Ursprünglich war vorgesehen, die von 1999 bis 2017 aus verminderten 
Besoldungs- und Versorgungsanpassungen gebildete Versorgungsrückla
ge mit einem Marktwert von 652 Mio. € über einen Zeitraum von 15 Jahren 
einzusetzen, um vorübergehende Belastungsspitzen im Landeshaushalt 
auszugleichen und den Anstieg der Personalausgaben zu begrenzen.  
 
Die Landesregierung hat mit der Errichtung des Versorgungsfonds ihr Vor
sorgekonzept ab 2018 neu ausgerichtet. Der Versorgungsfonds soll den 
jährlichen Anstieg der Versorgungsausgaben auf 1,5 % begrenzen. Hierzu 
darf das Land bis 2027 Mittel entnehmen, jedoch den Nominalwert der al
ten Versorgungsrücklage von preisbereinigt rund 640 Mio. € nicht unter
schreiten. Von 2018 bis 2027 werden dem Versorgungsfonds weitere 
Haushaltsmittel in Höhe von 400 Mio. € netto zugeführt. 
 
Mit der Errichtung des Versorgungsfonds ist es zulässig,1 bis zu 30 % des 
Vermögens in Aktien zu investieren. Die Landesregierung strebt an, die 
zulässige Aktienquote auf 50 % zu erhöhen.2 
 
Der LRH hat den Versorgungsfonds in 2020 geprüft und einen Bericht 
nach § 99 LHO am 03.05.2021 dem Landtag und der Landesregierung zu
geleitet. Der Sonderbericht ist auf der Homepage des LRH abrufbar. 
 
Der LRH fordert darin die Landesregierung insbesondere auf, ein langfris
tiges Konzept für die Finanzierung der Versorgungsausgaben und den 
Versorgungsfonds vorzulegen. Die Projektion sollte sich über einen Zeit
raum von 30 bis 40 Jahren erstrecken. Eine langfristige Prognose der Ver
sorgungslasten ist erforderlich, um über Zuführungen zum Versorgungs
fonds und die Ausgestaltung des Systems der Beamtenversorgung 
entscheiden zu können.  
 

                                                      
1  Vgl. § 3 Abs. 2 Satz 2 Gesetz über die Errichtung eines Versorgungsfonds des Landes 

Schleswig-Holstein (Versorgungsfondsgesetz) vom 14.03.2017, GVOBl. Schl.-H. S. 137.  
2  Vgl. Evaluierung 2020 des Versorgungsfonds des Landes Schleswig-Holstein, Landtags

drucksache 19/2648 vom 15.12.2020.  
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Angesichts des höheren Risikos rät der LRH davon ab, die angestrebte 
Erhöhung der Aktienquote von 30 auf 50 % vorzunehmen. Zudem sollte 
das Finanzministerium die internen statistischen Modelle zum Risiko-
Controlling regelmäßig validieren sowie die tatsächliche Vermögenslage. 

  


	Bemerkungen 2021
	3. Besondere Prüfungsfälle 
	3.1 Besondere Prüfungsfälle gemäß Medienstaatsvertrag 
	3.2 Steuerung der Eingliederungshilfe gemäß SGB IX 
	3.3 Versorgungsfonds - Anlage und Verwaltung der Mittel und Erträge 





